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I 0184/2016 (BJD) 
Interpellation Peter M. Linz (SVP, Büsserach): Verhältnismässigkeit im Administra-

tivverfahren gemäss Strassenverkehrsgesetz (09.11.2016)  

 
Der Regierungsrat wird gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 
 
1. Werden im Kanton Solothurn in den nachfolgend beschriebenen von der Basler Zeitung 

dokumentierten Fällen auch medizinische Fahreignungsprüfungen angeordnet und Aus-
weisentzüge und ungerechtfertigte Bussen verfügt? Wenn ja, auf Grund von welchen ge-
setzlichen Grundlagen? Insbesondere, basierend auf welchen gesetzlichen Grundlagen, 
können solche Massnahmen angeordnet werden, ohne dass die beschuldigte Person ein 
Motorfahrzeug gelenkt hat? Beachtenswert ist Fall 1, wo die Frau 0,0 Promille hatte und 
sich zwei Jahre schikanieren lassen musste und um CHF 18‘000 erleichtert wurde und im-
mer noch nicht Auto fahren darf. 

2. Bei welchem Institut werden im Kanton Solothurn medizinische Fahreignungsprüfungen in 
Auftrag gegeben und kann bei Haarmessungen Rückschluss auf den Alkoholkonsum gezo-
gen werden, obwohl gemäss Torsten Arndt, Professor am Bioscientia-Institut für Medizini-
sche Diagnostik solche Rückschlüsse nicht gezogen werden können? Warum muss ein Au-
tofahrer, dem das Billet zufolge hohem Alkoholgehalt entzogen worden ist, monatelang 
total abstinent sein? 

3. Weshalb muss sich ein Autofahrer an den Unkosten des Administrativverfahrens beteili-
gen, wenn sich die Verdächtigungen als haltlos herausstellen und muss Bussen bezahlen? 

4. Dürfen Administrativbehörden Gerichtsurteile missachten, die ihren Massnahmen zuwider-
laufen? 

5. Darf die Polizei schon beim blossem subjektiven Verdacht der fehlenden Fahreigenschaft 
von Rechts wegen die Administrativbehörden informieren? 

6. Werden Rentner diskriminiert? Müssen sie nach Bagatellunfällen wie Parkschäden medizi-
nische Fahreignungsprüfungen ablegen? 

 
Fall 1 (gemäss Basler Zeitung vom 14. September 2016): 
Geht es gegen Autofahrer, so lassen Administrativbehörden jegliche Verhältnismässigkeit 
vermissen. So wurde im Kanton Baselland gegen eine unbescholtene Frau, deren Blutprobe 
0,0 Promille ergab, der Führerausweis entzogen. Die Blutprobe wurde angeordnet, weil die 
Autofahrerin noch einen vom Zahnarzt betäubten Kiefer hatte und nicht blasen konnte. Es 
wurde eine medizinische Fahreignungsabklärung durch den Wohnsitzkanton Baselland beim 
Institut für Rechtsmedizin angeordnet, obwohl die Basler Staatsanwaltschaft, wo die Polizei-
kontrolle stattfand, die Rückgabe des Fahrausweises anordnete und die Frau anwies, den 
Ausweis bei der Baselbieter Behörde zurückzufordern. Im Übrigen stellte ein Chefarzt im 
Unispital Basel fest, dass die Frau kein Alkoholproblem hat. 
 
Fall 2 (gemäss Basler Zeitung vom 14. September 2016): 
Eine andere Frau hatte einen Termin bei einer Ärztin in Basel zur Fahreignungsprüfung, die 
bei älteren Menschen gefordert wird. Sie fuhr nicht per Auto, sondern besuchte die Arztpra-
xis zu Fuss. Die Ärztin stelle einen Blutalkoholwert von 0,5 Promille fest. Die Patientin hatte 
an einer Abschlussfeier mit Freunden teilgenommen und hatte noch Restalkohol im Blut. Nun 
wieherte der Amtsschimmel. Fahrausweisentzug. Sie hätte zum Psychiater gehen müssen, 



einen Fahreignungscheck machen müssen, eine Urinprobe, eine Haaranalyse, einen Reflextest 
mit Gespräch für 1‘350 Franken. Sie verzichtete darauf und verkaufte das Auto. Hinzu kamen 
noch die Gebühren für Ausweiseinzug und sonstige Administration. 
 
Weitere Fälle gegen ältere Mitbürger sind verbürgt und die Polizei und die Administrations-
behörde anerkennen nicht einmal Bedenken des Basellandschaftlichen Kantonsgerichts. Das 
Gericht meinte, dass die Polizei nur „in Kenntnis objektiver Tatsachen wie schwerer Krankheit 
oder Süchten“ die Hauptabteilung Verkehrssicherheit/administrative Massnahmen benach-
richtigen soll. Der ehemalige Präsident des Kantonsgerichts Baselland, Peter Meier, Lupsin-
gen, hat in einer Replik (BaZ vom 2. November 2016) erklärt, dass selbst die generelle obliga-
torische Fahrtauglichkeitsprüfung für Senioren klar eine Altersdiskriminierung ist. Zwei um-
fassende Studien der Unfallforschung des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft UDV bestätigen, dass sich die Fahreignung älterer Pkw-Fahrer weder über das Le-
bensalter noch über die individuelle Leistungsfähigkeit hinreichend gut erklären lässt. Damit 
meint Herr Meier, dass sogar die obligatorische Fahrtauglichkeitsprüfung für Senioren klar 
eine Altersdiskriminierung sei. 
 
Basler Zeitung vom 15. September 2016: 
Wegen seiner horrenden Preise für Haaranalysen steht das Institut für Rechtsmedizin (IRM) 
unter Beobachtung. Für eine Eignungsabklärung werden 1‘350 Franken verlangt. Eine Haar-
analyse kostet in Basel 650 Franken, in Aarau 550 Franken. Die Basler Zeitung führt zudem 
aus, dass es unglaubliche Differenzen zwischen der Haarprobe und der gleichzeitig gemach-
ten Rückstellprobe gibt. Der Unterschied zwischen der A- und B-Probe lag bei einem Baselbie-
ter Winzer bei 53%. Eine Zweitmessung beim anerkannten Institut Labor Krone in Deutsch-
land kostete nur 120 Euro; die Abweichung bei dieser Messung ergab weit über 100%. Die 
unwissenschaftliche Messung des IRM haben die Behörden nicht etwa für ungültig erklärt. 
Der Weinbauer darf also weiterhin kein Fahrzeug steuern. 
 
Meines Erachtens wird das Verhältnismässigkeitsprinzip, das überall gilt, hier in krasser Weise 
missachtet. Man kann das als staatliche Willkür bezeichnen. Mal schlägt das Pendel der Ver-
hältnismässigkeit nach links aus und mal nach rechts, je nach dem subjektiven Empfinden der 
Administrativbehörden. 
 
Begründung 09.11.2016: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Peter M. Linz, 2. Rolf Sommer, 3. Leonz Walker, Fritz Lehmann, Hansjörg 
Stoll, Mark Winkler (6) 


